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1. Ausgangslage 

Die Debatte um eine Beteiligung der Studierenden an der Hochschulfinanzierung ist alt und wird in den letzten 5 Jahren im Rahmen der Vermarktlichung bisher davon ausgenommener Bereiche schärfer und umfassender geführt. Dass dieser Diskurs Raum gewinnen konnte, ist nicht nur einer kommunikatorischen Großoffensive von Lobbyeinrichtungen, sondern auch den immer sichtbareren Folgen der Unterfinanzierung des Hochschulsektors sowie der Selbstbezogenheit des akademischen Betriebs zuzuschreiben.  

Die Fronten in dieser Frage sind immer noch verhärtet. Auf der einen Seite stehen nach wie vor große Teile der Studierenden
, attac sowie die Gewerkschaften. Auf der anderen Seite arbeiten Hochschulpräsidenten, Wirtschaftsverbände und Lobbyeinrichtungen wie das CHE an einer Durchsetzung von Gebühren. Drastische Positionsverschiebungen gibt es hingegen im Parteienspektrum bei SPD, Grünen aber auch bei der CDU. Ablehner von Gebühren sind im Prinzip nur noch bei linken bzw. sozial gesinnten Kreisen oder einzelnen Landesverbänden aller drei genannten Parteien zu finden.  

Da das Bundesverfassungsgericht die Kompetenz in der Studiengebührenfrage den Ländern zuschreibt, ist insbesondere in den CDU/FDP-Ländern mit einer baldigen Konkretisierung von Gebührenplänen zu rechnen. Die SPD bereitet bereits die Antwort in Form eines Modells in Form von länderübergreifenden Studienkonten und Studiengebührenfreiheit für das Erststudium vor. Inwieweit diese Pläne durchführbar sind, ist noch nicht geklärt. Bei den Grünen scheint sich das Modell einer Akademikersteuer durchzusetzen, sie werden sich jedoch in Regierungsverantwortung auf Landesebene der SPD unterordnen müssen. 

Die PDS beharrt bisher auf der Ablehnung jeglicher Studiengebühren. Landesparteitage und erst jüngst der Bundesparteitag in Potsdam fassten sehr eindeutige Beschlüsse in diese Richtung.

Die verschiedenen Befürworter von Gebühren machen vor allem folgende Argumente stark:

· relevante zusätzliche Beiträge zur Hochschulfinanzierung einbringen

· Allokationswirkungen im Sinne einer wettbewerbsorientierten und effizienten Angebotsstruktur der Hochschulen

· Nachfrageorientierung in der Organisation und Betreuung des Studiums (Studierende als Kunden)

· Förderung eines „zielorientierten“ Studiums der Studierenden

· Aufhebung angeblich unsozialer Verteilungsprozesse im Hochschulwesen („Krankenschwester-Arztsohn-Argumentation“)

Gegner führen meist folgende Argumente an:

· Abschreckung bzw. Ausschluss von sozial schlechter gestellten Jugendlichen vom Studium (mangelnde „Sozialverträglichkeit“)

· Keine Verbesserung des Studienangebots wegen gleichzeitiger Absenkung der Landeszuschüsse

· Beeinträchtigung der Freiheit vor allem der Lehre wegen zunehmenden Verwertbarkeitszwangs für Studierende und Lehrende

2. Die Situation Berlins

Die Berliner Hochschullandschaft ist gekennzeichnet von folgenden Grundeigenschaften:

· Zum Teil drastische Überlast in der Lehre

· Schrumpfungsprozesse und Strukturveränderungen bei den Universitäten, die sich in Richtung Exzellenzwettbewerb orientieren 

· Immer noch gute Forschungsleistungen und ein gutes Studierumfeld, allerdings sich weiter verschlechternde Studienbedingungen

· NCs in Richtung 1,0 durch extrem hohe Bewerberzahlen, mit steigender Tendenz aus anderen Bundesländern 

· Einer zum Teil sehr hektischen und unkoordinierten Umstellung auf BA/MA-Studiengänge sowie einer bevorstehenden Reform des Hochschulzugangs

Wie sich der gesamtdeutsche Wettbewerb im Hochschulwesen gestalten wird, ist bisher nicht zu klären. Dies hängt von der Art der in anderen Bundesländern implementierten Studiengebührenmodelle ab. Wie hoch und wie flexibel sind die Gebühren? Wie stark werden die öffentlichen Zuschüsse gekürzt? Wie werden sozial schwächere Studierende in den entsprechenden Bundesländern unterstützt?

Aus heutiger Sicht kann aus meiner Sicht Folgendes sicher gesagt werden: Die Hochschulen werden nicht sehr schnell die Möglichkeit bekommen, die Gebühren frei zu kalkulieren, Marktmechanismen werden vorerst ausbleiben. Der Anteil staatlicher Zuschüsse wird in allen Bundesländern sehr hoch bleiben. Bundesländer mit Gebühren werden keine kurzfristigen Qualitätssprünge und Attraktivitätssteigerungen erreichen können, weil die Veränderungen komplexer Natur sind und viele Rahmenbedingungen (Personal, Studienreform, Ausstattung, Netzwerke) so schnell gar nicht verändert werden können, selbst wenn ein wenig mehr Geld bei den Hochschulen verbleibt und nicht dem Zugriff der Finanzminister unterliegt. Auch von den versprochenen Stipendiensystemen ist nichts in Sicht.

Der Zustrom zu den Berliner Hochschulen wird also so oder so kaum abreißen, sie werden im Wettbewerb um Studierendengunst nicht weiter zurückfallen. Durch die Kombination Gebührenfreiheit+attraktives Studienumfeld würde ihre Attraktivität eher gesteigert. Die übertrieben schnelle Bachelorisierung der Berliner Universitäten könnte der Beliebtheit allerdings einen Dämpfer versetzen. Weiter muss beachtet werden, dass ab 2007/2008 sehr geburtenschwache Jahrgänge in Ostdeutschland ins studierfähige Alter kommen, so dass sich die BewerberInnensituation zumindest aus dieser Region entschärfen könnte.

Es würden also bei Erhalt des Status quo in Berlin mehrere Probleme aufgeworfen:

-Berliner StudienbewerberInnen hätten noch weniger Chancen

-die soziale Selektivität des deutschen Schulsystems würde auf verschärfte Weise auf das Hochschulsystem durchschlagen
 

-möglicherweise würde die nicht genutzte Quelle zur Einnahmeerzielung dem Land Berlin bei der Klage auf Entschuldungshilfen schaden

Der Zustrom hat jedoch auch positive Seiten:

-in Berlin versammeln sich, ganz ohne Eliteprogramm, sehr leistungsstarke Studierende aus dem ganzen Bundesgebiet

-besonders jene Studierende würden sich bewerben, die trotz guter Leistungen im Abitur, die Studiengebühren nicht zahlen können

-Steuer- statt Gebührenfinanzierung als politische Position erfährt durch Abstimmung mit den Füßen eine Stärkung

Die Berliner SPD ist in der Gebührenfrage gespalten. Während wichtige Protagonisten wie der Regierende Bürgermeister, der Finanzsenator oder die Vorsitzende des Wissenschaftsausschusses des AGH Studiengebühren in einer festgelegten Höhe befürworten, wollen die hochschulpolitisch aktiven Teile der SPD Gebühren nicht zulassen. Die aktuelle Beschlusslage des SPD-Bundespräsidiums stärkt ihnen dabei den Rücken. Allerdings waren es die Berliner Sozialdemokraten, die einen Beschluss der fachpolitischen SprecherInnen contra Gebühren verhinderten. 

Auf der landesparlamentarischen Ebene ist ein Studienkontenmodell als Kompromiss in der Diskussion, der auch bundesweit (s.o.) in eine SPD-Strategie einbindbar ist. Eine Vorentscheidung in der Gebührenfrage dürfte auf dem bildungspolitischen Parteitag der Berliner SPD im April fallen.

Die Berliner Grünen stehen derzeit auf der Seite der Gebührengegner. Wie lange diese deklamationsartig vorgetragene Position gehalten wird, ist aus meiner Sicht nicht klar.  

3. Optionen für die PDS

Von der PDS wird eine konsistente und offensiv vertretbare Strategie erwartet werden, die nicht nur im kommenden Jahr, sondern auch im Wahlkampf 2006 und darüber hinaus in möglichen Koalitionsverhandlungen tragfähig ist. Diese muss in meinen Augen auf der Grundlage bisheriger Beschlüsse sowie der tagespolitischen Erfahrungen in dieser Thematik entwickelt werden. Eine Strategie für Berlin muss in meinen Augen mit der harten materiellen Substanz der Gebührenthematik konfrontiert werden: Wollen wir von den Studierenden relevante Beiträge für das Studium (Bachelor oder erst Master?) verlangen oder nicht, um dem massiven Zulauf zu regulieren bzw. zusätzliche Studienplätze zu finanzieren? Eine Abkehr von der Position der Gebührengegnerschaft ist in meinen Augen auf der Grundlage unserer Programmatik nicht konsistent zu begründen und entspräche auch nicht der Haltung der Berliner Bevölkerung (schon gar nicht unserer WählerInnen).
 Das rheinland-pfälzische Modell, in dem Landeskindern oder auch zugereisten Studierenden aus gebührenfreien Ländern die Gebühren nachträglich erlassen werden, dürfte die Problematik nur geringfügig entschärfen.

1. )gestehen wir damit ein, dass die Gebührenfreiheit nicht mehr zu finanzieren ist

2.)geben wir unsere politische Position der Gebührenfreiheit faktisch auf, denn wir müssten erst Gebühren einführen, damit wird diese den Landeskindern erlassen können (verfassungsrechtliche Gründe)

3.)eine solche Regelung kann kaum noch zurückgenommen werden (wegen der unten angesprochenen Einnahmen) und beschleunigt daher eindirektional eine allgemeine Gebührenentwicklung

Für einige PDS-Akteure (besonders FachpolitikerInnen im Feld Bildungspolitik) möglicherweise bedenkenswert ist der wieder in die Diskussion geworfene Vorschlag, statt Studien- doch Kita-Plätze kostenfrei zu halten. Dieser Vorschlag hat auf den ersten Blick seinen Charme. Gerade in Berlin, das mit Problemen bei der Bildung von Kindern mit Migrantenhintergrund zu kämpfen hat, könnten so Probleme in Problemkiezen anders angegangen und gute Voraussetzungen für eine Schullaufbahn gelegt werden. Zudem nimmt der Vorschlag eine Bildungsbiographie in den Blick, nicht nur einen Abschnitt daraus.

Bei genauerem Hinsehen aus hochschulpolitischer Sicht verfliegt jedoch die Attraktivität:

-sollen wirklich relevante Beiträge eingenommen werden, die für die Kitas zur Verfügung stehen sollen, müssten diese relativ hoch sein – mit allen Konsequenzen u.a. für die soziale Struktur in der Studierendenschaft (soziale Selektivität des Bildungssystems bis zum Studium würde eher verschärft)

-Verbesserungen in den Hochschulen sind mit diesem Modell auch nur innerhalb der engen Grenzen der Kostenneutralität zu gestalten (was die Attraktivität der dann gebührenpflichtigen Berliner Hochschulen im bundesweiten Maßstab verkleinern dürfte) 

-Position dürfte innerhalb der Wählerschaft der PDS schwierig zu kommunizieren sein 

-ob diese Position von anderen PDS-Landesverbänden mitvollzogen werden würde, ist fraglich

Ich halte den Vorschlag auch deswegen für bedenklich, weil er in der derzeitigen politischen Praxis wohl eher auf die Einführung von Studiengebühren und deren Verwendung zur Reduzierung des Haushaltsdefizits ohne Senkung oder gar Abschaffung der Kita-Gebühren hinausliefe. Eine marktliche Ausrichtung des Bereichs Lehre würde sich anderenfalls unweigerlich einstellen, wenn man die Festsetzung der Höhe sowie die Verwendung der Gebühren den Hochschulen überließe. Eine politische Steuerung des Hochschulbereichs wird dann noch schwieriger als bisher.  

Die Argumentationen der langwierigen Studienkontendebatte in der Landes-PDS wurden, auf beiden Seiten, bereits vor dem Hintergrund der drohenden Einführung von Gebühren in anderen Bundesländern entwickelt. Aus meiner Sicht ist das vom Parteitag abgelehnte Studienkontenmodell (in der Ausgestaltung, wie damals vorgelegt) aus folgenden Gründen nicht als Bestandteil einer PDS-Strategie geeignet:

-viele Intentionen des Modells (Verschärfung des Erfolgsdrucks, Sanktionen gegen länger bzw. weniger erfolgreich Studierende, Erfassung der ECTS-Punkte) werden bereits in dem in Berlin forcierten Bachelor/Master-Modell und als Reaktion auf die Leistungskriterien der leistungsbezogenen Mittelvergabe umgesetzt und führen hier schon zu gewollten wie zu ungewollten Effekten

-zu hoher bürokratischer Aufwand des Modells

-ungelöste modellimmanente Fehlwirkungen (ECTS als Einheit, Beschneidung gewünschter Zusatzqualifikation und Interdisziplinarität)

-Allokationswirkungen kaum vorhersagbar

-kostet eher, als dass damit Einnahmen erzielt werden können

-hilft Berlin nicht bei der Klage auf Entschuldungsbeihilfen

-politisch nicht als Gebührenalternative zu kommunizieren, da implizierte Langzeitgebührenkomponente

-bereits von der SPD besetzt

Eine Erfassung der Lehrleistung der Hochschulen kann hingegen im Rahmen der leistungsbezogenen Mittelvergabe oder auch im Rahmen eines bundesweiten Vorteilsausgleichs für den Hochschulsektor Sinn machen. Bei diesem Hochschul-Länderfinanzausgleich könnte Berlin mehrfach profitieren: 

-wir würden als Nettoexporteur von Hochschulbildung Geld von anderen Ländern bekommen

-die Neueinrichtung von Studienplätzen würde sich für das Land lohnen

-unsere Hochschulpolitik müsste sich einem Qualitätswettbewerb unterziehen 

Die PDS sollte einen solchen Vorstoß des Landes Rheinland-Pfalz jetzt intensiv unterstützen. Das Zeitfenster für die Erarbeitung einer bundesweiten Lösung ist sehr klein, die Möglichkeit eines Scheiterns groß.

Wenn wir also, wofür ich plädiere, die Position der Studiengebührenfreiheit trotzdem über 2006 hinaus halten und gleichzeitig für eine Verbesserung der Attraktivität der öffentlichen Hochschulen in der Bevölkerung (nicht nur bei StudienbewerberInnen) sorgen wollen, müssen wir den Zulauf zu den Hochschulen und die tatsächliche Auslastung bzw. Verteilung im Bereich Lehre in unserem Sinne regulieren und die Studienbedingungen verbessern. Meiner Meinung nach lässt sich mit den Zuschüssen, die die Berliner Hochschullandschaft insgesamt erhält, allerdings erwiesenermaßen bei Absenkung der Studienplatzzahlen, ein qualitativ hochwertiges Lehrangebot bereitstellen.

Zu diesem Zweck haben wir mehrere Instrumente in der Hand:

-neues Hochschulgesetz

-neue Hochschulverträge inklusive leistungsbezogener Mittelvergabe

-neues Zulassungsgesetz

-Prüfung der Zulassungszahlen

-Berufungspolitik

Dem entgegen steht derzeit die bisher erfolgte Absenkung der Plafonds sowie die massiven Schwierigkeiten, die mit bisherigen Reformen im Hochschulbereich (zwiespältige Bilanz der leistungsbezogenen Mittelvergabe, BA/MA-Umstellung, Strukturplanung, Erprobungsklausel, neues Besoldungsrecht, ab 2005 neues Hochschulzulassungsrecht) noch nicht ausgestanden sind. Hier muss eine Konsolidierung abgewartet und den Hochschulen die dazu benötigte Zeit gegeben werden. Klar ist, dass die Eliteanwandlungen unserer Universitäten auf ein Programm der Forschungsexzellenz in demokratischen Strukturen bei gleichzeitiger Qualitätssteigerung in der Lehre umgemünzt werden müssen. 

Die Universitäten müssen dazu gebracht werden, mittels der Hochschulverträge eine Stärkung des Lehrbereichs vorzunehmen. Ob Teilelemente des Studienkontenmodells (ECTS-Erfassung) zu mehr Transparenz beitragen können, ist zu prüfen. Die LAG wird sich an der Formulierung der Kriterien intensiv beteiligen. Die Steigerung der Fachhochschulstudienplätze sollte mit einer Qualitätssteigerung in Richtung Wissenschaftlichkeit einhergehen. Dies ist über den Fachhochschulstrukturfonds leistbar.

Ziel muss auch sein, die Attraktivität der Stadt und ihrer Hochschulen für Studierende auch nach Studienabschluss für die Stadt produktiv zu machen, um die immensen Ausgaben für Hochschulen auch vor der Folie einer sozialen Stadt zu begründen. Dies ist eine Frage, die vor allem die Strukturplanung der Hochschulen sowie die Verknüpfung von Wissenschaft und (öffentlichen wie privaten) Arbeitgebern betrifft. 

 Eine Neuausrichtung unserer Position in den Verhandlungen mit dem Koalitionspartner ist aus meiner Sicht dann nicht nötig, wenn die SPD sich auf ihrem Parteitag gegen Studiengebühren ausspricht, wie es von den meisten erwartet wird. Sollten sich in der Berliner SPD die Gebührenbefürworter gegen den Bundestrend durchsetzen, stünde der PDS bei möglichen Koalitionsverhandlungen eine Bewährungsprobe ins Haus. Genaueres ist derzeit schlecht auszumachen, da die politische Großwetterlage im Bereich Studiengebühren noch sehr undurchsichtig ist. Sobald belastbare empirische Daten zu Veränderung der sozialen Struktur, Studienbewerberzahlen und Qualitätskriterien sowie Einnahmen durch Studiengebühren vorliegen, sollte die Diskussion über Vor- und Nachteile der jeweiligen Positionen zu Studiengebühren offensiv durch die PDS weiterverfolgt werden.

Fakt ist, dass die PDS die Position der Gebührenfreiheit mit guten Gründen auf ihre Fahnen geschrieben hat. Diese ist mehr denn je ein politisches Alleinstellungsmerkmal, dessen Durchsetzung politischer Kreativität und empirisch fundierter Argumentation bedarf.

_________________________________________

Grundlegende Argumentation zum Thema aus linker Sicht:

Pasternack, Peer: Was spricht denn nun eigentlich noch gegen studentische Beteiligung an der Hochschulfinanzierung?

Auf der Seite der Senatsverwaltung für Wissenschaft unter 

http://www.senwisskult.berlin.de/2_hochschulen/inhalt/2_hochpolitik/1_downloads/studiengebuehren.pdf  

� Die immer wieder zitierten Umfragen des CHE lasse ich wegen ihrer tendenziösen Fragestellung außen vor. In den Protestbewegungen zeichnete sich jedoch eine Abnahme der Priorität der Studiengebührenfragestellung bei den Studierenden ab. Gerade der politisch aktive Teil der Studierenden sollte nicht unterschätzt werden, stellt er doch auch für die PDS ein wichtiges Potenzial dar. 


� Wenn man davon ausgeht, dass die Abiturdurchschnittsnote bestimmendes Kriterium für die Auswahl der Studierenden bleibt.


� Siehe vorherige Fußnote.


� Die Mehrheit der Berliner lehnt Studiengebühren ab. Nur 40 Prozent der Hauptstädter halten ein kostenpflichtiges Studium aus Gründen der Gerechtigkeit für notwendig, wenn angesichts der schweren Finanzkrise Berlins auch die Gebühren für Kindertagesstätten merklich erhöht werden. Das geht aus einer Emnid-Umfrage im Auftrag der Berliner Morgenpost hervor. Von den unter 30-Jährigen sprachen sich sogar 80 Prozent gegen Studiengebühren aus. Nur bei den über 50-Jährigen plädiert jeder Zweite für eine Gebühr. (Berliner Morgenpost vom 1.12.03) Dieses Ergebnis wurde später erneut bestätigt. (Berliner Morgenpost vom 1.2.2004)





